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VORWORT 
Dr. Sabine Bamberger-Stemmann, 
Direktorin der Landeszentrale für politische Bildung Hamburg

Mit den grundstürzenden Ereignissen von No
vember 1918 bis zum Sommer 1919 beschritt 
auch die Hamburger Bevölkerung den Weg in 
die Demokratie. Begonnen hatte alles mit ei
ner Revolution – geendet hat es mit der Wahl 
und dem Zusammentritt der ersten frei ge
wählten Bürgerschaft der Stadt. Die freie Wahl 
war eine aller Hamburgerinnen und Hambur
ger – egal welchen Geschlechts, welchen Be
rufs und Herkommens, welcher Bildung, wel
cher Religion und welchen Vermögens.

Die Revolution im November/Dezember 1918 
war durchaus keine friedliche – sie war gewalt
sam und der Ausgang war wochenlang offen. 
Die Nähe der noch nicht zu Hamburg gehö
renden Städte, vor allem Altonas und Wands
beks, und die Ereignisse auf dem Lande brach
ten zusätzliche Unsicherheiten: Wie würde 
die Revolution ausgehen? Die Einführung der 
parlamentarischen Demokratie war kein kla
res gemeinsames Ziel der Revolutionäre. Die 
Oktoberrevolution 1917 in Russland zeigte 
bedrohliche Folgen, wenn sich die Demokra
ten nicht durchsetzten.

Wenn wir 2018/19 die Einführung der Demo
kratie in Hamburg erinnern, müssen wir diese 
Wochen und Monate der Unsicherheit für die 
Stadtgesellschaft mit betrachten. Die Ergeb
nisse der Revolution führten letztendlich 
auch Hamburg in die erste deutsche Demo
kratie: die Republik von Weimar. Doch diese 
Republik war ein fragiles Gebilde und geprägt 
durch die Folgen des Ersten Weltkriegs. Letzt
lich stand der Kampf um diese Demokratie 
von Weimar auch in Hamburg von Beginn an 
auf der Tagesordnung. Die Demokratie musste 
gelebt und gestaltet werden. Sie musste an
genommen werden; Zweifel an ihrem Funk
tionieren mussten beseitigt werden.

Die politische Rechte versuchte, die Errun- 
genschaft der Revolution zu nutzen, um die 
»Dolchstoßlegende« zu etablieren; die Schuld 
des Kaiserreiches am Ausbruch des Ersten 
Weltkreis wurde geleugnet. Die Gesellschaft, 
die »Heimatfront« habe die Soldaten ver
raten und sei mitschuldig an den Folgen der 
Niederlage: den erheblichen Gebietsverlus
ten, die die Weimarer Republik im Versailler 
Vertrag zugestehen musste, sowie den wirt
schaftlichen Verlusten in Handel und Indus
trie. Letztere trafen auch Hamburg mit sei
nem Hafen unmittelbar: Der Verlust der Kolo
nien des Kaiserreiches wurde von den rech
ten Parteien zum Menetekel für die verlorene 
Weltmachtstellung aufgebaut. 

Heute wissen wir die Ergebnisse der Ereig
nisse 1918/19 in und für Hamburg hoch zu 
schätzen. Gerade deshalb engagiert sich eine 
Vielzahl Hamburger Institutionen unter dem 
Programmbegriff »Hamburg 1918.1919 – Auf
bruch in die Demokratie«. Die Landeszen
trale hat als eines ihrer Produkte aus Anlass 
der zentralen Ausstellung im Museum für 
Hamburgische Geschichte die beiliegenden 
Materialien erstellt. Die Materialien sind 
auch nach dem Ende der Ausstellung für die 
und den Einzelnen nutzbar. Die didaktischen 
Materialien am Ende des Heftes sind für den 
Einsatz in Bildungs- und Lehrveranstaltungen 
konzipiert.

Die Landeszentrale dankt sehr herzlichen 
allen Beteiligten: der Autorin und Mitgestal
terin Frauke Steinhäuser, Herrn Professor 
Hans-Jörg Czech sowie den Kuratoren der 
Ausstellung, Kollegen Dr. Olaf Matthes und 
Dr. Ortwin Pelc vom Museum für Hambur
gische Geschichte, sowie den Inhabern der 
Rechte an Fotos und Dokumenten.
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00|01 Heinrich Laufenberg, der Vorsitzende des Arbeiter- und Soldatenrats, spricht am 27.12.1918 vom Balkon des Hamburger 
Rathauses. Seit dem 6.11.1918 regierte der Arbeiter- und Soldatenrat die Stadt und wehte die rote Fahne auf dem Rathaus. 
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»Heute morgen habe ich hier etwas ganz  
Imposantes gesehen. Vor ungefähr einer 
Stunde kommt mein Alter ganz atemlos 
durch die Tür und sagt: Sehen Sie mal dort 
unten die streikenden Arbeiter. Wir natürlich 
gleich ans Fenster. Da zog eine riesig lange 
Reihe von Arbeitern und Arbeiterinnen 
durch die Mönckebergstraße anscheinend 
nach dem Gewerkschaftshaus… Ich kann Dir 
sagen, als ich das sah, diesen Zug ernster 
Arbeiter und Frauen, so still und geschlossen 
durch die Straße ziehen, da ging es mir 
ordentlich wie ein Jubel durch und durch…«  

Das schrieb die Hamburger Büroangestellte 
Hedwig Brosterhues am 28. Januar 1918 ih
rem Freund, der Soldat im Ersten Weltkrieg 
war. Die Arbeiter und Arbeiterinnen, die 
Hedwig sah, kamen von der Vulkan-Werft im 
Hafen. Fast alle der rund 9000 Männer und 
Frauen auf der Werft hatten die Arbeit nie
dergelegt, um für Frieden zu demonstrieren. 
Genau wie zur selben Zeit Hunderttausende 
in anderen deutschen Industriestädten auch. 

»FRIEDEN UND BROT«
Im Januar 1918 dauerte der Erste Weltkrieg 
schon mehr als drei Jahre. Seit August 1916 
bildeten Generalfeldmarschall Paul von Hin
denburg und General Erich Ludendorff die 
Oberste Heeresleitung (OHL) und besaßen 
eine Machtfülle, durch die das Deutsche Reich 
Züge einer Militärdiktatur hatte. Wilhelm II. 
war nur noch ein »Schattenkaiser«, die rasch 
aufeinander folgenden Reichskanzler kaum 
mehr als Erfüllungsgehilfen der OHL.

Die Mehrheit der Bevölkerung litt immer 
stärker unter den Belastungen, die der Krieg 
ihr aufbürdete. Verbitterung über die ma

terielle Not verband sich mit Kriegsmüdig
keit und Friedenssehnsucht. Eine endlose 
Flut von Todesnachrichten aus dem Krieg 
überschwemmte zudem die sogenannte 
Heimatfront. Vor allem bei der großstädti
schen Arbeiterschaft in den kriegswichtigen 
Rüstungsbetrieben verwandelte sich die 
Unzufriedenheit allmählich in eine Protest
bereitschaft gegen das herrschende System 
und die Gruppen, die es repräsentierten. 

RUF NACH DEM MILITÄR
Nachdem in Hamburg – damals noch ohne 
Altona, Wandsbek, Harburg und Wilhelms
burg – die Belegschaft der Vulkan-Werft  
die Initiative ergriffen hatte, schlossen sich 
am Tag darauf, dem 29. Januar, die Beleg
schaften von Blohm & Voss, einiger kleine
rer Werften und von Betrieben der Metall
industrie an. Nun streikten in Hamburg be
reits 20.000 Männer und Frauen, reichsweit 
waren es über eine Million Menschen. 

Die bürgerliche Hamburger Presse verurteil- 
te den Streik als »Dolchstoß in den Rücken 
des kämpfenden Heeres«. Daher, so etwa die 
Hamburger Nachrichten, müsse »die Staats
gewalt mit Entschiedenheit durchgreifen«. 

So geschah es. Noch am Vormittag des  
29. Januar rief General Adalbert von Falk, 
der stellvertretende Generalkommandant 
in Altona, die Werftleitung von Blohm & 
Voss an und erklärte, es müsse »jetzt das 
Militär eingreifen, um unter allen Umstän
den die Ordnung aufrecht zu erhalten«. Es 
dürfe »nicht eintreten, dass die Arbeiter sich 
brüsten können, ›alle Räder stehen still, 
weil mein starker Arm das will‹«. Falk setzte 
außerordentliche Kriegsgerichte ein, um 

BURGFRIEDEN
Bis zum Ersten Weltkrieg  
vertraten die Sozialdemo
kraten eine strikt pazi-
fisti­sche und internatio-
nalistische Haltung. Doch  
am 4.8.1914 stimmten  
sie, die bis dahin oft als 
»vaterlandslose Gesel
len« beschimpft wurden, 
im Reichstag der Bewilli
gung der Kriegskredite  
zu. Zugleich vereinbar- 
ten alle Parteien im 
Reichstag das Aussetzen 
innenpolitischer Kämpfe  
und die Gewerkschaften 
erklärten, für die Dauer 
des Krieges auf Streiks  
verzichten zu wollen. 
Diesen sogenannten Burg- 
frieden brachte Kaiser 
Wilhelm II. auf den  
Punkt: »Ich kenne keine 
Parteien mehr,  ich  
kenne nur Deutsche.« 

28. JANUAR 1918, HAMBURG 
Die »Generalprobe« –  
Hungerunruhen und Massenstreiks 
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01|01 Das stellvertretende 
Generalkommando des  
IX. Armeekorps der Preußi
schen Armee hatte seit der 
Gründung des Deutschen 
Reichs 1871 seinen Sitz 
an der Palmaille in Altona, 
das bis 1937/38 noch eine 
preußische Stadt war. Soldaten 
dieses Korps wurden zur 
»Aufrechterhaltung der 
Ordnung« im Zusammenhang 
mit dem Januarstreik in 
Hamburg 1918 eingesetzt. ©
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01|03 Der stellvertretende General
kommandant des IX. Armeekorps, Adalbert 
von Falk (1856–1944; Foto nach 1915)
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01|02 Der Januarstreik ging am 28.1.1918 von der Vulkan-Werft aus,  
damals die zweitgrößte Hamburger Werft. Tags darauf schlossen sich die 
Arbeiterinnen und Arbeiter von Blohm & Voss an, der größten Werft im 
Hafen, und von der Reiherstiegwerft in Wilhelmsburg, der drittgrößten. 

1

2

 Vulkan-Werft 
Blohm & Voss

1

2
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»durch schnelle und strenge Rechtspflege 
die Unruhen des übelgesinnten Teils der 
Bevölkerung zu unterdrücken«. Das Militär 
übernahm die Leitung der größten Hambur
ger Werften und drohte allen wehrpflichtigen 
Arbeitern, die nicht an ihre Arbeitsplätze zu
rückkehrten, sie zur Armee einzuziehen und 
dem Kriegsrecht zu unterstellen. Hinzu kam 
das Verbot jeder Form von Versammlung, ob 
öffentlich oder nichtöffentlich. Um das zu 
kontrollieren, forderte die Polizeibehörde 
Soldaten an. Diese sollten auch darauf ach
ten, dass keine »Hetzreden« vor Fabriken ge
halten und keine Flugblätter verteilt wurden.

DIE MSPD SCHALTET SICH EIN
Doch die Arbeiterschaft ließ sich nicht ein
schüchtern. Am 30. Januar – in Hamburg 
streikten bereits 25.000 Männer und Frauen – 
versammelten sich 8000 von ihnen trotz des 
Versammlungsverbots auf dem Heiligen
geistfeld. Dazu hatten die Linksradikalen 
aufgerufen. Die Polizei holte sich erneut Un- 
terstützung durch Truppen aus Altona. Dies
mal, um die Versammlung aufzulösen. Doch 
die Soldaten kamen zu spät. Die Arbeiterin
nen und Arbeiter befanden sich bereits auf 
dem Weg zu einer Versammlung in Sage
biel‘s Etablissement beim Gänsemarkt. 

Zu den dortigen Rednern zählten neben Ver
tretern der USPD auch welche von MSPD und 
Gewerkschaften. Die beiden Letztgenann
ten waren im Zeichen des »Burgfriedens« 
gegen den Streik, wollten aber vor allem den 
Linksradikalen nicht länger das Feld über
lassen. Sie gaben sich wieder kämpferisch, 
um Verständnis für die Streikenden zu sig
nalisieren. Zugleich versuchten sie, diese un
ter ihre Kontrolle zu bringen und zu mäßigen. 

Das gelang ihnen. Denn die Hamburger 
Arbeiterschaft hing nach wie vor den sozial
demokratischen Autoritäten der alten Arbei
terbewegung an. Zugleich wirkte dyyie 
Hamburger USPD fast erleichtert, als auch 
Vertreter von MSPD und Gewerkschaften 
am 30. Januar der zentralen Streikleitung 

beitraten. Die Linksradikalen dagegen blie
ben ausgeschlossen. Das einheitliche Han
deln von USPD und MSPD war wiederum 
ganz im Sinne der Arbeiterschaft, die sich 
ein Ende des »Bruderkampfs« wünschte.   

»GLIMMENDES FEUER«
Inzwischen zeigten aber auch die massiven 
Strafandrohungen Wirkung. Die Angst, zum 
Militär eingezogen zu werden, ließ viele 
Männer an ihren Arbeitsplatz zurückkehren. 
Schließlich beendete die Hamburger Streik
leitung den Ausstand am 2. Februar 1918.  

»Es war ein gewaltiger Ruck, der durch unser 
aller Gefühl gegangen ist«, beschrieb eine 
junge Hamburger Sozialdemokratin in ei
nem Feldpostbrief die dramatischen Tage, 
die hinter ihr lagen. »Die Arbeiterschaft zog 
ihre Hand zurück von den Maschinen, die 
Waffen liefern, mit denen der Krieg geführt 
wird. Hass und Wut tobten sich bei denen aus, 
denen der Krieg noch etwas einbringen soll. 
[…] Sie eiferten gegen die ›Landesverräter‹ 
und mussten doch die Ruhe und Würde an-
erkennen, mit der die Arbeiterschaft ihren 
Willen kundtat. Es waren die ersten züngeln
den Flammen aus dem glimmenden Feuer.«

Die direkten Folgen für all jene, die gestreikt 
hatten, waren jedoch fatal. Die Unternehmen 
kürzten ihnen die Kriegsteuerungszulagen 
deutlich, die Vulkan-Werft strich sie ganz. Für 
die Männer, die nicht am 31. Januar zur Arbeit 
erschienen waren, galten die Militärgesetze 
und als »Rädelsführer« des Streiks Verdäch
tige wurden an die Front geschickt. Das Ham- 
burger Kriegsgericht verhängte zudem hohe 
Zuchthaus- und Gefängnisstrafen für 52 Män- 
ner, darunter Führer der Linksradikalen, die 
ein Spitzel an die Polizei verraten hatte. 

Doch die Arbeiterschaft resignierte nicht und 
die MSPD ahnte: Die vorrevolutionäre Phase 
hatte begonnen. Oder wie der Historiker 
Arthur Rosenberg es später rückblickend 
formulierte: Der Januarstreik war die »Gene
ralprobe« für die »Novemberrevolution«.

USPD / MSPD
Die Bewilligung der 
Kriegskredite im August 
1914 hatte in der SPD für 
hef­tige Konflikte gesorgt. 
Als sie 1916 weiteren 
Krediten zustimmen 
wollte, lehnte der links
pazifistische Flügel dies 
ab. Daraufhin schloss die 
SPD am 24.3.1916 die zu 
dem Flügel gehörenden 
Abgeordneten aus ihrer 
Reichstagsfraktion aus.  
In der Folge gründeten  
diese am 6. April 1917 
die Unabhängige Sozial
demokratische Partei 
Deutschlands, USPD. Zur 
Unterscheidung wurde  
die verbleibende SPD 
meist als Mehrheits-SPD, 
MSPD, bezeichnet.  

LINKSRADIKALE
Im Februar 1917 spaltete 
sich in Hamburg die 
innerparteiliche Opposi
tion der SPD. Die größere 
Gruppierung bildete  
im April 1917 die USPD;  
eine kleinere Gruppe,  
die Linksradikalen mit 
Heinrich Laufenberg und 
Fritz Wolffheim, gründete 
noch im Februar eine 
eigene Organisation. Diese 
strebte den Aufbau einer 
revolutionären Partei 
gemäß den russischen 
Bolschewiki und eine  
Ein- heitsorganisation aus 
Partei und Gewerkschaften 
an. 1919 gingen die Links- 
radikalen in der KPD auf. 
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01|05 Plakat des Stell- 
vertretenden General
kommandos IX. Armeekorps  
in Altona vom 15.4.1918©
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Erinnerungen eines 
Gefangenen:  

»1917. Hüttengefängnis. Wir, ein Teil 
der Genossen aus der proletarischen 
Jugend, sind wegen revolutionärer Tätig
keit verhaftet worden. Es sind fast alle 
Genossen unter 20 Jahren. Einer von uns 
ist 16jährig. Strenge Isolierung ist ver
hängt. Die Verständigung untereinan
der ist schwer. Die Politische Polizei, 
welche die Untersuchung führt, verwirrt 
einige Genossen. Einige lassen sich ein
schüchtern, fallen auf Schwindeleien 
der Polizei herein und schädigen durch 
ihre Aussagen unsere Sache. […] 

Es war stets dunkel in der Zelle. Das 
Essen war schlecht. Morgens eine dünne 
Schnitte Brot, mittags eine dünne Suppe, 

abend Brot wie morgens. Der Hunger 
quält. […] Ich bin streng isoliert von der 
Außenwelt. Keine Abwechslung, immer 
dieselben Wände, diesselben Gitter, 
keine Sonne, kein Licht. Und der Krieg 
rast weiter, vernichtet die Besten. […] 

Ende 1918 trieb uns der Hunger fast bis 
zur Raserei. Unvergesslich werden mir 
die Gesichter der Matrosen und Solda
ten bleiben, welche wegen Desertierens 
verhaftet waren. Die Gesichter und die 
Füße waren meistens aufgedunsen, so 
dass ihnen das Gehen schwer wurde. 
Die Gesichtsfarbe war gelbgrün.

Der Krieg brach zusammen. Die Türen 
der Gefängnisse öffneten sich. Die Re
volution, all unser Sehnen und Hoffen 
während der langen Jahre, war da.«

01|04 Aus den Erinnerungen 
des sozialistischen Lager-
arbeiters Heinrich Sehlmann, 
geboren 1898 in Harburg,  
an seine Haft im »Hütten-
gefängnis« in der Straße 
Hütten (Neustadt) vom 
22.10.1917 bis Ende Oktober 
1918. Quelle: Heinrich 
Sehlmann, Gefängnisleben  
im Krieg, [1926]
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»DIE NOT WIRD  
JEDEN TAG SCHLIMMER.«
Die Versorgungslage in Hamburg

Je länger der Krieg dauerte, desto mehr belasteten Verknap­
pung und Verteuerung der Lebensmittel all jene, die über kein 
hohes Einkommen verfügten, und führten zu wachsender Ver­
elendung. Für Verbitterung sorgte zudem, dass die knappen 
Güter ungerecht verteilt wurden und Wohlhabende kaum 
Mangel litten. Im August 1916 kam es in den Arbeitervierteln 
Barmbek und Hammerbrook zu ersten Hungerunruhen, getra­
gen vor allem von Frauen und Jugendlichen. Brotgeschäfte 
wurden geplündert, die Polizei rief Soldaten zu Hilfe. Die 1915 
gegründete Kommission für Kriegsversorgung und ab 1916 
das Kriegsversorgungsamt, die für eine gleichmäßigere Versor­
gung mit Lebensmitteln sorgen sollten, konnten die Zustände 
kaum verbessern. Die ebenfalls 1915 eingerichteten Kriegs­
küchen erreichten bereits 1916 ihre Auslastungsgrenzen.

So folgten dem »Steckrübenwinter« 1916/17 im Februar 
1917 weitere Hungerrevolten, die sich diesmal über die ganze 
Stadt ausbreiteten. Zerlumpte, abgemagerte Kinder machten 
sich frühmorgens zu Fuß auf ins Umland, um dort Nahrungs­

mit­tel zu beschaffen, oft durch Bet­teln. Schwer beladen kehr­
ten sie erst nachts zurück. In den Betrieben mussten unter­
ernährte Arbeiterinnen und Arbeiter kriegsbedingt immer län­
ger und schneller arbeiten. Hinzu kam ein wachsender Man­
gel an Seife, Kleidung und Heizmaterial.  

All dies sorgte für wachsende Proteststimmung und Kriegs­
müdigkeit. Der Altonaer Magistrat, der monatlich Berichte 
über die »Stimmung der Zivilbevölkerung und die Ver- 
sorgungslage« beim Stellvertretenden Generalkommando 
des IX. Armeekorps abliefern musste, warnte ab 1916 
mehrfach vor bald nicht mehr zu kontrollierenden Span­
nungen. Die Versorgungslage verbesserte sich allerdings 
auch unter dem Arbeiter- und Soldatenrat zunächst kaum. 
Am 27. Dezember 1918 plünderten unzufriedene Arbeits­
lose die Vorräte des Alsterpavillons und des Hotels Atlantic. 
Und vier Tage später mündeten Krawalle auf dem Jung­
fernstieg sogar in eine Schießerei zwischen Polizei und 
Demonstranten.

02|01 Jede Person erhielt 
nur eine bestimmte Menge 
an Lebensmitteln, die gegen 
Marken ausgegeben wurden. 
Hier eine Warteschlange 
vor der Bäckerei Sieburg in 
der Steinstraße 11, damals 
Ecke Altstädter Straße, im 
Juni 1917©
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02|03 Kinder in einer Hamburger 
Kriegsküche um 1917. »Die 
stinkende Graupensuppe, die 
ungewürzte Salzwasser-Reissuppe 
oder die sauren Pflaumen mit 
Wassernudeln ohne Zucker«, die 
es in den Kriegsküchen gab, seien, 
so ein Zeitgenosse, allerdings  
nur »mit Ekel und Brechreiz« 
herunterzuwürgen. 

02|04 Für verarmte Angehörige 
der Mittelschicht gab es 
sogenannte Mittelstandsküchen 
in relativ gepflegten Räumen. 
Man wollte ihnen nicht zumuten, 
die Mahlzeit zusammen mit 
Arbeiterinnen und Arbeitern  
in heruntergekommenen 
Fabrikhallen einzunehmen. 

02|02 Um die größte Not zu lindern, 
richtete die Hamburger Kriegshilfe 
Anfang 1915 öffentliche Kriegsküchen 
ein (hier Foto von 1916). Reichsweit 
starben Hunderttausende an Unter
ernährung und ihren Folgen, vor allem 
Frauen, Kinder und alte Menschen.
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03 29./30. OKTOBER 1918, 
WILHELMSHAVEN 
»Totschießen lassen wir uns nicht mehr die letzten Tage« – 
die Matrosen meutern, die Revolution beginnt.   

»Die Oberste Heeresleitung hat sich veran
lasst gesehen, Seiner Majestät vorzuschla
gen, zu versuchen, den Kampf abzubrechen, 
die Fortsetzung des Krieges als aussichtslos 
aufzugeben.« Das teilte ein Abgesandter 
General Ludendorffs am 30. September 1918 
den Abgeordneten im Berliner Reichstag mit. 
Damit war klar, was viele seit Wochen ahn
ten: Deutschland hatte den Krieg verloren.
 
Um die Verantwortung des Militärs für die 
Niederlage zu vertuschen, schob Ludendorff 
sie der Politik zu und forderte den Kaiser auf, 
eine neue Regierung einzusetzen, bestimmt 
durch die Mehrheit im Reichstag. Das schien 
eine Revolution zu sein – aber eine »Revo
lution von oben«. Damit wollte Ludendorff 
die Monarchie retten und die befürchtete 
Revolution von unten verhindern. Am 3. Ok
tober ernannte Wilhelm II. Max von Baden 
zum Reichskanzler. Zudem beteiligte er die 
Mehrheitsozialdemokraten, die MSPD,  als 
stärkste Fraktion an der Regierung. 

DER FUNKE ZÜNDET
Ludendorffs Rechnung ging jedoch nicht auf. 
In der Bevölkerung mischte sich Wut ange
sichts der Erkenntnis, dass alle Opfer und Ent
behrungen sinnlos waren, mit Erschöpfung 
über die unverändert schlechte Versorgungs
lage und Unmut über nach wie vor willkür
lich erlassene Versammlungsverbote und 
Zensurmaßnahmen. Hinzu kam die Spani
sche Grippe, die in Hamburg allein im Ok
tober mindestens 1900 Tote verursachte. 
Alles spitzte sich immer mehr auf die Frage 
zu: Würde der revolutionäre Funke zünden?

Und das tat er tatsächlich – dort, wo auf 
engstem Raum soziale Ungleichheit und 

militärische Willkür jeden Tag deutlich wur
den: auf den Großkampfschiffen der kaiser
lichen Marine. Während es für die Mannschaf
ten täglich nur drei Scheiben Brot mit Kohl 
und vor allem Steckrüben gab, aßen die  
Offiziere mittags und abends mehrgängige 
Menüs. Als die Admiralität schließlich noch 
hinter dem Rücken der neuen Regierung 
und ihren Friedensbemühungen eine »Ent
scheidungsschlacht« gegen die britische 
Hochseeflotte befahl, war das der Tropfen, 
der das Fass zum Überlaufen brachte: Immer 
mehr Matrosen der vor Wilhelmshaven lie
genden Geschwader der Hochseeflotte wei
gerten sich in der Nacht vom 29. auf den  
30. Oktober 1918, dem Befehl zum »ehren
vollen Untergang« Folge zu leisten. Sie 
löschten das Feuer in den Kesseln, sodass 
die Schiffe nicht auslaufen konnten.

DAS ZIEL IST ERREICHT 
Um die Meuterei zu beenden, ließ die Flot
tenleitung Torpedoboote vor jenen Schlacht
schiffen auffahren, von denen die größte 
Unruhe ausgingen. Und obwohl die Torpedo
boote im Vergleich winzig wirkten:  Mehrere 
Schüsse hätten genügt, die Schlachtschiffe 
ernsthaft zu beschädigen und vielleicht so-
gar zum Sinken zu bringen. Schließlich ga
ben die Meuterer auf. 200 von ihnen wur
den verhaftet, aber sie hatten ihr Ziel er
reicht. Weil sich die Admiralität nicht mehr 
auf die Mannschaften verlassen konnte und 
um ein Übergreifen der Unruhen auf andere  
Schiffe zu verhindern, gab sie ihren Schlacht- 
plan auf. Stattdessen schickte sie noch am  
30. Oktober 1918 das III. Geschwader von 
Wilhelmshaven durch den Kaiser-Wilhelm-
Kanal (heute Nordostseekanal) nach Kiel. 
Doch auch hier ging die Rechnung nicht auf.
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03|01 Matrosen, die am 6.11.1918 das Untersuchungsgefängnis in der Königstraße in Wilhelmshaven  
gestürmt hatten, um bei der Meuterei auf den Kriegsschiffen verhaftete Kameraden zu befreien

03|02 Demonstrierende Matrosen in Wilhelmshaven, November 1918
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04 1. NOVEMBER 1918, KIEL
Aus der Meuterei von Soldaten wird eine politische 
Massenbewegung – die Revolution breitet sich aus. 

Am 1. November 1918 traf das III. Geschwa
der mit über 5000 Mann Besatzung in Kiel 
ein. Darunter 47 als »Rädelsführer« der Wil
helmshavener Meuterei verhaftete Matro
sen. Doch der Plan der Flottenleitung miss
lang, mit der Verlegung des Geschwaders 
für Ruhe zu sorgen. Die Matrosen nahmen 
sofort Kontakt zu MSPD und USPD auf. Das 
Ergebnis: Für den 3. November abends wurde 
zu einer großen Versammlung aufgerufen. 

Im Reichskriegshafen Kiel waren 50.000 Sol
daten stationiert. Hinzu kamen 70.000 Arbei
terinnen und Arbeiter, die zwei Drittel der 
Erwerbstätigen der Stadt stellten. MSPD und 
Gewerkschaften hielten die Arbeiterschaft 
im Sinne des Burgfriedens ruhig, die USPD 
war in der Minderheit. Gleichwohl hatten im 
Januar 1918 rund 30.000 Kieler Arbeiterin
nen und Arbeiter für einen Frieden ohne 
Eroberungen und für eine gerechtere Ver
teilung der Nahrungsmittel demonstriert – 
unter der USPD-Parole »Der Krieg geht für 
die Reichen, die Armen zahlen mit Leichen«. 

GENERALSTREIK
Am 3. November versammelten sich 6000 
Menschen, vor allem Matrosen und Arbeiter 
sowie deren Frauen. Sie forderten »Frieden, 
Freiheit, Brot« und zogen danach zur Arrest
anstalt, wo Wilhelmshavener Matrosen inhaf
tiert waren. Auf dem Weg dorthin stellte sich 
ihnen eine Militärpatrouille entgegen und 
eröffnete das Feuer. Es gab sieben Tote und 
29 Verletzte, der Boden war voller Blut. 
Damit wurde der revolutionäre Funke von 
Wilhelmshaven in Kiel zum Flächenbrand.
 
Am 4. November morgens streikte die Arbei
terschaft auf einer der größten Kieler Werf

ten. Am Nachmittag gab der Kieler Gouver
neur Wilhelm Souchon der Forderung der 
Demonstranten vom Vortag nach und befahl 
die Freilassung der Inhaftierten. Tausende 
Matrosen nahmen diese vor der Arrestanstalt 
jubelnd in Empfang. Um die Lage unter Kon
trolle zu halten, schickte die Berliner MSPD 
auf Bitten Souchons noch am selben Tag den 
Reichstagsabgeordneten Gustav Noske und 
den Staatssekretär Conrad Haußmann von 
der linksliberalen Deutschen Fortschritts
partei in die Stadt. Nachdem die Matrosen 
sie begeistert in Empfang genommen hat
ten, begaben sich beide sofort in eine Sit
zung mit Souchon und Matrosenvertretern.

ROTE FAHNEN WEHEN
Das Ergebnis der Nachtsitzung: Souchon gab 
allen Forderungen der Aufständischen nach, 
die inzwischen die militärische Macht über
nommen hatten. Zugleich hatten sich ein 
Soldaten- und ein Arbeiterrat gebildet. An 
die Spitze des Soldatenrats ließ sich Noske 
wählen, der damit eine Machtposition inne
hatte. Beide Räte entwarfen die »Kieler 
Punkte«, mit denen sie unter anderem Rede- 
und Pressefreiheit sowie die Einführung des 
allgemeinen, gleichen und geheimen Wahl
rechts für beide Geschlechter forderten. Aus 
der Meuterei der Matrosen war eine politi
sche Massenbewegung geworden. Am Mor
gen des 5. November 1918 hissten Matrosen 
auf allen Schiffen statt der Kriegsflagge die 
rote Fahne, das Symbol der Revolution.   

Noch am 3. November hatten erste Gerüch- 
te über Straßenkämpfe in Kiel Hamburg er
reicht. Im hanseatischen Bürgertum machte 
sich Angst breit. Was, wenn die Revolution 
auch nach Hamburg kommen würde?

»DAS LIED DER 
MATROSEN«

Unter diesem Titel hatte  
am 9.11.1958 in Ostberlin 
ein Spielfilm Premiere,  
der sich um den Kieler 
Matrosenaufstand drehte. 
In der Deutschen Demo
kratischen Republik (DDR) 
galt er als »gewichtige 
Waffe im poli­ti­schen 
Kampf unserer Tage«, 
da er von der »Kraft des 
Proletariats« berichtete. 
In der Bundesrepublik 
bemängelte die Zeitschrift 
Der Spiegel, dass er aus 
den Rebellen von 1918 
Vorboten der Deutschen 
Demokratischen Republik 
machte, und laut Evange
lischem Filmbeobachter 
dienten die historischen 
Ereignisse »pathetischer 
klassenkämpferischer 
Agitation«.
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04|02 Aufständische 
Matrosen bei einer 
Kundgebung am  
4.11.1918 auf dem  
Kieler Marktplatz ©
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 04|01  Matrosen vom 
Linienschiff »Prinzregent 
Luitpold« an Deck 
des Schiffes mit Tafel 
»Soldatenrat Kriegsschiff 
Prinzregent Luitpold.  
Es lebe die sozialistische 
Republik.«
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05 »ALLE MACHT DEN RÄTEN!«
Die Rätebewegung während der Revolution 1918/19 

In der Nacht vom 4. auf den 5. November 1918 bildeten sich 
in Kiel ein Arbeiter- und ein Soldatenrat. Als am 6. November 
Matrosen und Arbeiter aus Kiel in Hamburg auftauchten, 
entstand in der Hansestadt schnell ein provisorischer ge­
meinsamer Arbeiter- und Soldatenrat. Von der USPD domi­
niert, entmachtete dieser Senat und Bürgerschaft und über­
nahm selbst die politische Herrschaft. 

Drei Tage später ging in der Hauptstadt Berlin die Reichs­
gewalt auf den »Rat der Volksbeauftragten« über. Diese 
neue Regierung berief sich zwar im Namen auf das »Volk«. 
Ihre politische Macht stützte sich aber auf die Arbeiter- und 
Soldatenräte, die sich inzwischen rasch im ganzen Reich bil­
deten. Doch nur Verfechter des Rätegedankens in Deutsch­
land wie Ernst Däumig und Richard Müller von den soge­
nannten Revolutionären Obleuten machten sich die Parole 
des russischen Revolutionsführers Wladimir Iljitsch Lenin  

zu eigen: »Alle Macht den Räten«.  Für ihre Gegner – von den 
alten Eliten des Kaiserreichs bis hin zu führenden Sozial­
demokraten wie Friedrich Ebert und Philipp Scheidemann – 
stellten Räte dagegen »Instrumente des bolschewistischen 
Chaos« dar. Ihre »Furcht vor dem Chaos und ihr Beharren  
auf Verwaltungskontinuität«, so der Historiker Alexander 
Gallus, entpuppten sich im Rückblick als die stärksten Kräfte 
gegen die Idee der Räte.

Räte bildeten sich in der deutschen Revolution 1918/19 
spontan – ohne Zutun der etablierten Parteien und ohne sich 
selbst in politische Fraktionen zu unterteilen. Sie orien­
tierten sich der äußeren Form nach an den Selbstverwal­
tungsorganen (russisch »sowjety«), die im revolutionären 
Russland 1905 und 1917 entstanden waren. Sie lassen sich 
mit den Worten des Historikers Eberhard Kolb als »Impro­
visation unter dem Zwang der Verhältnisse« beschreiben. 
Weder über ihre Aufgaben noch über ihre Kompetenzen gab 
es einheitliche Auffassungen. Die Nachahmung des russi­
schen Vorbilds war in den meisten Fällen auch lediglich »ein 
von spontaner Euphorie getragener Wunsch, der keineswegs 
auf die Übernahme des Bolschewismus zielte«, so nochmals 
der Historiker Alexander Gallus. Räte zu gründen habe einer 
»allgemeinen Mode« entsprochen. Der Heidelberger Histo­
riker und Zeitzeuge Karl Hampe etwa schrieb am 14. No­
vember 1918 mit spöttischem Unterton in sein Tagebuch: 
»Man überbietet sich allenthalben in Gründungen von allen 
möglichen Räten: Bauernräte, Bürgerräte, geistige Räte, 
Kunsträte, Theaterräte. Die deutsche Vereinsmeierei ist in 
die Arme der Revolution geflüchtet!«
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05|01  Schematischer Aufbau des Hamburger Rätesystems,  
das vom 6.11.1918 bis zur ersten Bürgerschaftssitzung am 
26.3.1919 das politische Leben der Stadt regelte. Anders 
als in den meisten Ländern des Deutschen Reichs stand den 
Hamburger Räten keine Revolutionsregierung gegenüber, 
sondern der bisherige Senat noch ohne Beteiligung der SPD.
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05|02 Bekanntmachung des am 12.11.1918 gewählten 
Großen Arbeiter- und Soldatenrats Hamburgs

Text des Flugblatts (links): 

Bekanntmachung.
Die Mitglieder des früheren Senats haben ihre 

Tätigkeit dem Arbeiter- und Soldatenrat zur Verfü
gung gestellt. Zwecks Ueberleitung in die neuen 
Verhältnisse ist eine Kommission gebildet, die aus 
Vertretern des Arbeiter- und Soldatenrats und Mit
gliedern des früheren Senats zusammengesetzt ist. 
Ihr gehören aus dem früheren Senat die Herren  
Dr. von Melle, Dr. Schaefer, von Berenberg-Goßler,  
Dr. Diestel und Dr. Petersen an. 

Alle Verwaltungsbehörden und Verwaltungs
kommissionen bleiben bestehen. Das Publikum hat 
sich wie bisher an die zuständigen Behörden zu wen
den. Die Gesetze bleiben in Kraft. Das Eigentum wird 
geschützt. Verträge und gesetzliche Verpflichtungen 
sind zu erfüllen. Alle Steuern sind zu entrichten. Die 
Gerichte bleiben in Tätigkeit. 

Hamburg, den 13. November 1918.
Der Arbeiter- und Soldatenrat.

Laufenberg.    W. Heise.

In Hamburg prägte Heinrich Laufenberg die Rätebewegung, 
der erste Vorsitzende des Arbeiter- und Soldatenrats. Er 
hatte sich bereits vor Beginn der Revolution theoretisch mit 
dem Rätegedanken auseinandergesetzt. Daher symbolisierte 
in Hamburg der Gedanke der kollektiven Selbstverwaltung 
und Basisdemokratie in Räten stärker als anderswo im Reich 
einen »dritten Weg« zwischen bürgerlich-kapitalistischer 
Parlamentsdemokratie und kommunistischer Diktatur des 
Proletariats. 

Obwohl eine Form der direkten Demokratie, konstituierten 
sich Räte nach dem indirekten Wahlsystem: Untere Räte 
wählten die nächsthöheren. Jeder Rat konnte jederzeit ab­
gewählt werden und war an die Aufträge seiner Wählerinnen 
und Wähler gebunden (imperatives Mandat). Ein weiteres 
Prinzip war die Öffentlichkeit aller Beratungen. Während die 
Räte in Fabriken (Arbeiterräte) und beim Militär (Soldaten- 
und Marineräte) auf politische Veränderungen drängten,  
war etwa der Wirtschaftsrat, den rund 3000 Hamburger  
Unternehmer am 25. November 1918 in der Börse gründeten, 
in erster Linie eine Interessenvertretung.  

Die Herrschaft der Räte blieb nur für eine kurze revolutionäre 
Phase unangefochten. Früh erkannte auch der Hamburger 
Arbeiter- und Soldatenrat, dass er auf die Zusammenarbeit 

mit den alten Gewalten angewiesen war. Als der Erste All­
gemeine Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutsch­
lands im Dezember 1918 in Berlin beschloss, Wahlen zu 
einer verfassungsgebenden deutschen Nationalversamm­
lung abzuhalten, war auch der Weg zu Neuwahlen der Bür­
gerschaft in Hamburg klar. Die inzwischen von der MSPD be­
herrschten Räte entmachteten sich selbst, indem sie für die 
parlamentarische Demokratie und gegen ein Rätesystem 
stimmten. Mit der Konstituierung der Nationalversammlung 
in Weimar am 6. Februar 1919 war die Zeit der Räte im Reich 
zu Ende. In Hamburg dauerte sie bis zur ersten Sitzung der 
neuen Bürgerschaft am 26. März 1919.

So groß die politische Macht der Räte für kurze Zeit schien, 
so wenig blieb davon übrig. Der Große Arbeiterrat bestand 
noch bis 1933, beschränkte sich aber auf wirtschaftliche und 
soziale Aspekte. Bis heute haben sich Betriebsräte, Elternräte 
und Schülerräte erhalten. Das Wissen darüber, zu welcher 
Zeit und unter welchen Umständen diese Gremien entstan­
den, dürfte in der Bevölkerung kaum mehr vorhanden sein. 
Dabei spiegeln die Räte der Revolutionszeit 1918/19 den 
breiten gesellschaftlichen Reformprozess einer Demokra­
tisierung wider. Sie sind, entsprechend dem Konzept der 
Historiker Pierre Nora und Étienne François, »Erinnerungs­
orte« der deutschen Demokratie.
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06 5. NOVEMBER 1918, HAMBURG
Die Revolution erreicht Hamburg –  
Tausende versammeln sich im Gewerkschaftshaus.

»Die deutsche Kriegsmarine unter der roten 
Flagge« titelte am 5. November 1918 die 
auflagenstarke linksliberale Tageszeitung 
General-Anzeiger für Hamburg-Altona. Es 
folgte eine umfangreiche Berichterstattung 
über die Kieler Ereignisse. Auch alle anderen 
Hamburger Zeitungen informierten ausführ
lich darüber. Bei Blohm & Voss kam es da
raufhin zu tumultartigen Szenen. 

Gleichwohl ging der damalige Hamburger 
Polizeipräsident Otto Stürken davon aus, 
dass, »solange die Hoffnung auf Frieden 
nicht gestört ist, mit größeren Unruhen nicht 
zu rechnen« sei. Auch gelang es Vertretern 
von MSPD und Gewerkschaften, bei einer 
zügig angesetzten Versammlung von Dele
gierten aller Hamburger Großbetriebe den 
Sympathiestreik zunächst zu verschieben, 
den USPD-Vertreter angekündigt hatten. 

»DAS ALTE STÜRZT…«
Doch die Ruhe hielt nur kurz. Für den Abend 
rief die USPD zu einer Versammlung im Ge
werkschaftshaus am Besenbinderhof auf. 
6000 Personen füllten den Saal bis auf den 
letzten Platz, mindestens ebenso viele dräng
ten sich vor dem Gebäude. Hauptredner war 
der Reichstagsabgeordnete und USPD-Ver
treter Wilhelm Dittmann. Er war erst kurz zu
vor aus der Festungshaft entlassen worden. 

In seiner Rede zum Thema »Der neue Kurs 
und die Arbeiterschaft« rief Dittmann dem 
begeisterten Publikum zu: »Der Krieg hat zur 
Reife gebracht, was sonst noch Jahrzehnte 
gedauert hätte. Das Alte stürzt und das Pro
letariat sieht sich über Nacht vor die Auf
gabe gestellt, die politische Macht zu er
greifen. Alle Kleingeisterei und Angst vor der 

eigenen Unreife gilt es abzulegen […]. Ham
burg muss sich seinen guten alten Ruf in der 
Arbeiterbewegung zurückerobern!« 

Immer wieder tobten Beifallsstürme. Dann 
öffneten sich die Saaltüren und eine Gruppe 
Matrosen, die sich eigenmächtig aus Kiel 
auf den Weg nach Hamburg gemacht hatte, 
lief zur Rednertribüne. Kurz danach eilten 
unter dem Jubel des Publikums Infanteris
ten nach vorn, die aus dem Untersuchungs
gefängnis der Kaserne an der Bundesstraße 
ausgebrochen waren. Schließlich wurden für 
den nächsten Tag ein Sympathiestreik für die 
Kieler Aufständischen und eine Großkund
gebung auf dem Heiligengeistfeld beschlos
sen. Nach der Versammlung zogen bis spät in 
die Nacht große Gruppen durch die Straßen.

ROTE FAHNEN IM HAFEN
Der entscheidende Anstoß zum Umsturz kam 
jedoch in der Nacht zum 6. November von Ma
trosen, die auf dem Weg nach Kiel im über
füllten Hauptbahnhof gestrandet waren, weil 
keine Züge mehr fuhren. Angeführt von dem 
Maat Friedrich Zeller entwaffneten sie zu
nächst die im Hafen liegenden Torpedoboote. 
Die Besatzungen schlossen sich ihnen an, 
gemeinsam besetzten sie den Elbtunnel, den 
Hauptbahnhof und das Gewerkschaftshaus. 
Um 7 Uhr morgens holten sie den Hamburger 
USPD-Vorsitzenden Ferdinand Kalweit aus 
dem Bett und begleiteten ihn ins Gewerk
schaftshaus. Dort gründete sich am 6. No
vember um 8 Uhr morgens ein provisorischer 
Hamburger Arbeiter- und Soldatenrat. Die 
Leitung wurde Ferdinand Kalweit und Fried
rich Zeller übertragen. Auf den Kriegsschif
fen im Hafen wehte die rote Fahne. Die Revo
lution hatte Hamburg erreicht.
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ERNA HALBE
Geboren 1892 in Hamburg, 
war Erna Halbe, geborene 
Demuth, die einzige Frau 
im Arbeiter- und Soldaten
rat.  Aus einer SPD-Familie 
kommend, trat auch die 
gelernte Kindergärtnerin 
1910 der SPD bei. Diese 
schloss sie 1916 aus, da sie 
gegen neue Kriegskredite 
war. Daraufhin ging sie zu 
den Linksradikalen. Wegen 
des Verteilens von Anti- 
kriegs-Flugblättern wurde 
sie 1918 zu 30 Monaten 
Zuchthaus verurteilt. Im 
selben Jahr starb ihr Mann 
im Krieg. Mit Beginn der 
Revolution kam sie frei. 
1919 trat sie der KPD bei 
und wurde 1921 Bürger
schaftsabgeordnete. 1929 
schloss die KPD sie aus. Als 
Hitler 1933 an die Macht 
kam, tauchte sie unter und 
emigrierte. 1950 kehrte 
sie zurück und trat in die 
SPD ein. Erna Halbe starb 
1983 in Frankfurt/Main. 
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06|01 Während der Revolutionszeit setzte der Hamburger 
Arbeiter- und Soldatenrat Matrosen zu Sicherungsdiensten  
im Hafengebiet ein.
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06|02 Am Morgen des 6.11.1918, einem Mittwoch, streikten 
die Arbeiterinnen und Arbeiter auf den Werften und in vielen 
anderen Hamburger Betrieben. Auf den Kriegs­schiffen im Hafen 
hissten Matrosen die rote Fahne als Zeichen der Revolution. 
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06|03 Der Matrose Friedrich Zeller aus 
Württemberg, neben Ferdinand Kalweit  
Leiter des provisorischen Hamburger 
Arbeiter- und Soldatenrates

06|04 Am Abend des 6.11.1918 wurde die Aufführung von 
Richard Wagners Oper »Tannhäuser« in der Staatsoper 
»infolge der Revolution« abgebrochen und das Publikum  
zum Verlassen des Gebäudes aufgefordert – so die hand
schriftliche Notiz von einem der Geiger auf seiner Partitur.
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07 6. NOVEMBER 1918
Der Generalkommandant flieht, der Bürgermeister 
verspricht Unterstützung – die Revolution setzt sich durch. 

Am Morgen des 6. November war Hamburg 
eine andere Stadt. Überall sah man Grup
pen bewaffneter Matrosen und Soldaten mit 
roter Schleife an der Uniform. Autos, in de
nen aufständische Soldaten saßen, waren 
mit einer roten Fahne gekennzeichnet. 

Als Matrosen am Vormittag die Kaserne an 
der Bundesstraße einnehmen wollten, kam 
es erstmals zu einem Schusswechsel, aus
gelöst von Offizieren. Zehn Aufständische, 
starben, darunter der 24-jährige sozialis- 
tische Jugendfunktionär Friedrich »Fiete« 
Peter aus Barmbek. Trotzdem gelang es den 
Matrosen, die Kaserne zu besetzen.

»EIN ZURÜCK GIBT ES NICHT«
Der provisorische Hamburger Arbeiter- und 
Soldatenrat hatte inzwischen eine Erklärung 
formuliert, die überall in der Stadt auf Flug
blättern verteilt wurde. Darin hieß es: »Mit 
dem heutigen Tag hat der Arbeiter- und 
Soldatenrat den größten Teil der politischen 
Macht in die Hand genommen. Ein Zurück 
gibt es nicht mehr.« Außerdem übernahm 
der Rat fast alle »Kieler Punkte«, darunter 
die Forderung nach Freilassung politischer 
Gefangener und nach Pressefreiheit. Gleich
zeitig rief der Rat die Bevölkerung dazu auf, 
Ruhe zu bewahren und »durch Unterord
nung unter die empfohlenen Maßnahmen 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung beizu
tragen«. Neben den beiden Vorsitzenden 
Kalweit und Zeller gehörten dem Rat drei 
weitere USPD-Mitglieder an. MSPD-Angehö
rige und Linksradikale waren nicht vertreten. 

Um 12 Uhr mittags versammelten sich mehr 
als 40.000 Menschen auf dem Heiligengeist
feld – Soldaten, Matrosen, Arbeiterinnen 

und Arbeiter. Auf der Kundgebung sprach als 
Vertreter der Linksradikalen auch der Jour
nalist Fritz Wolffheim. Er rief zur Stürmung 
des Generalkommandos in Altona auf – und 
die Menge folgte ihm. Doch am Nobistor, 
bereits auf preußischem Gebiet, eröffneten 
regierungstreue Soldaten aus Fenstern und 
Dachluken das Feuer. Wieder floss Blut. Als 
der Zug an der Palmaille ankam, war »der 
Falke ausgeflogen«: General von Falk hatte 
Altona fluchtartig verlassen. Damit hatte die 
Revolution in Hamburg militärisch gesiegt. 

Noch am selben Tag wurden die Druckerei 
und die Redaktionsräume der MSPD-Zei
tung Hamburger Echo in der Fehlandtstraße 
besetzt. Den Posten des Chefredakteurs 
übernahm der Linksradikale Paul Frölich. 

FORDERUNGEN AN DEN SENAT 
Am Abend des 6. November verhandelten  
Vertreter des Arbeiter- und Soldatenrats mit 
Bürgermeister Werner von Melle und Sena
tor Carl Petersen. Ihre Forderungen: Abberu
fung General von Falks, Anerkennung des 
Soldatenrats durch das Generalkommando, 
Kontrolle der Lebensmittelversorgung und 
des öffentlichen Verkehrs durch den Arbei
ter- und Soldatenrat sowie Sicherung der 
Papierversorgung für Bekanntmachungen 
des Rats. Von Melle und Petersen erkannten 
die Forderungen an und sagten ihre Unter
stützung zu. Damit hatte sich die Revolution 
in Hamburg auch politisch durchgesetzt. 

Während MSPD und Gewerkschaften die 
Hamburger Arbeiterschaft noch am Abend 
zuvor besänftigen konnten, hatten sie nun 
ihren Einfluss verloren. Doch das sollte sich 
so schnell wie möglich wieder ändern.

»FIETE« PETER
Der Tischlerssohn 
Friedrich »Fiete«  
Peter, geboren 1894  
in Hamburg, lernte 
Metallarbeiter und 
gründete 1916 die Freie 
Proletarische Jugend 
mit, in der er sich gegen 
Ausbeutung und 
Militarismus engagierte. 
Als die Gruppe wegen 
ihrer sozialistischen 
Ausrichtung verboten 
wurde, existierte sie 
getarnt weiter. Doch 
»Fiete« wurde erwischt, 
verhaftet und an die 
Front geschickt. Er  
desertierte und tauchte 
unter. Als am 6.11.1918  
die Demonstranten zur 
Kaserne in der Bundes
straße zogen, stand er 
auf dem vordersten 
Wagen. Dort erschossen 
ihn Soldaten. »Fiete« 
Peter wurde auf dem 
Ohlsdorfer Friedhof 
beerdigt.   
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07|02 Am 6.11.1918 und  
in der Folge mehrfach 
besetzten Aufständische  
die Redaktionsräume der 
MSPD-Tageszeitung Hamburger 
Echo in der Fehlandstraße 
(Innenstadt); hier eine 
Aufnahme von Februar 1919.©

 S
ta

at
sa

rc
hi

v 
H

am
b

ur
g

07|01 Das Heiligengeistfeld war während der Revolutionszeit wiederholt ein Ort für Massenkundgebungen –  
erstmals am 6.11.1918, als sich dort rund 40.000 Menschen versammelten, oder wie hier am 24.11.1918.
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08 7.–30. NOVEMBER 1918
Kampf um die politische Macht,  
Wirtschaftsvertreter mischen mit. 

Umgehend, am 7. November, forderten MSPD 
und Gewerkschaften, dass Delegierte aller 
Hamburger Betriebe einen neuen Arbeiter- 
und Soldatenrat wählen sollten – paritätisch 
besetzt mit Vertretern von USPD, Linksradi
kalen und ihren eigenen Gruppierungen. 
Eine Provokation. Die Linken erkannten aber 
auch, dass ein politisch-gesellschaftlicher 
Wandel nur mit MSPD und Gewerkschaften 
machbar wäre. Denn nur diese hätten die nö
tigen Organisationsstrukturen, um die ganze 
Arbeiterschaft für die anstehenden Aufga
ben zu mobilisieren. So entschieden sie, eine 
Kommission aus je drei Vertretern der vier 
Gruppierungen zu bilden, die Richtlinien für 
eine Kooperation entwickeln sollte. Die Kom
mission beschloss: Am 8. November wählen 
alle Betriebe 600 Delegierte für den Gro
ßen Arbeiterrat und dieser wählt zwei Tage 
später eine 30-köpfige Exekutive aus 18 Be
triebsdelegierten plus je drei Vertretern von 
USPD, Linksradikalen, MSPD und Gewerk
schaften. Erster Vorsitzender wurde Heinrich 
Laufenberg, die einzige Frau war Erna Halbe; 
beide gehörten zu den Linksradikale. Erster 
Vorsitzender des neuen Soldatenrats: Ma
trose Wilhelm Heise, auch er politisch links. 

Ebenfalls am 7. November trafen sich die 
Hamburger MSPD-Reichstagsabgeordneten 
Otto Stolten und Heinrich Stubbe mit dem 
Senat. Thema war laut Leo Lippmann, dem 
Leiter des Kriegsversorgungsamts, »wie 
durch Beseitigung des Arbeiter- und Solda
tenrats in Hamburg wieder geordnete Ver
hältnisse hergestellt werden könnten«. 

»ES LEBE DIE REPUBLIK!«
In Berlin hatte die MSPD am 7. November die 
Abdankung Kaiser Wilhelms II. verlangt. Als 

dieser nicht reagierte, schuf Reichskanzler 
Max von Baden Tatsachen. Gegen Mittag des 
9. November, einem Samstag, verbreitete er 
eigenmächtig, dass Wilhelm II. auf den Thron 
verzichtet habe. Kurz danach übergab er 
sein Amt dem MSPD-Reichstagsabgeordne
ten Friedrich Ebert. Zwei Stunden später be
trat Philipp Scheidemann, MSPD, den West
balkon des Reichstagsgebäudes und rief die 
Republik aus: »Das deutsche Volk hat auf 
ganzer Linie gesiegt. Das alte Morsche ist zu
sammengebrochen, der Militarismus ist er
ledigt! Die Hohenzollern haben abgedankt! 
Es lebe die deutsche Republik!« Am frü- 
hen Morgen des 10. November 1918 floh 
Wilhelm II. ins Exil in die Niederlande.

WAHLRECHT FÜR ALLE
In Hamburg setzte der Arbeiter- und Solda
tenrat am 12. November abends Senat und 
Bürgerschaft ab und übernahm die politische 
Macht. Als Zeichen des Sieges wehte noch in 
der Nacht die rote Fahne auf dem Rathaus. 

Doch schon am Tag darauf verkündete Lau
fenberg, dass die Senatoren weiter ihre Be
hörden leiten sollten, um das Funktionieren 
der Stadt zu gewährleisten. Es herrschte noch 
immer Hunger. Am 18. November setzte der 
Arbeiter- und Soldatenrat Senat und Bürger
schaft wieder ein, weil die Stadt laut führen
den Wirtschaftsvertretern bald nicht mehr 
kreditfähig wäre. Damit, so die Rote Fahne, 
hätte der Rat den Rückzug angetreten – zu
mal er auch akzeptierte, dass künftig das all
gemeine, geheime und gleiche Wahlrecht 
ohne Unterschied des Geschlechts nach dem 
Grundsatz des Verhältniswahlrechts gelten 
sollte. Doch Wahlen lehnten die Linksradi
kalen ab. Ihr Ziel war eine Räterepublik. 

HEINRICH 
LAUFENBERG
Geboren 1872 in Köln, 
trat Laufenberg 1904 in 
die SPD ein, schrieb ab 
1908 für die Hamburger 
SPD die »Geschichte 
der Arbeiterbewegung 
in Hamburg, Altona und 
Umgebung« und leitete 
ab 1912 die Partei
schule. Vom 11.11.1918 
bis zum 20.1.1919 saß 
er dem Hamburger 
Arbeiter- und Soldaten
rat vor, als »roter 
Diktator Hamburgs«, so 
die bürgerliche Presse. 
Im Januar 1919 trat er 
in die neue KPD ein, die 
ihn im Oktober 1919 
ausschloss. Zuletzt ein 
Vertreter des National- 
bolschewismus, zog er 
sich 1922 aus der Politik 
zurück. 1932 starb er 
verarmt in Hamburg. 
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08|02 Mitglieder des 
Hamburger Arbeiter- und 
Soldatenrats Ende November 
1918 im Hamburger Rathaus. 
Hinter der Sekretärin Gertrud 
Graeser (später verheiratete 
Rast, an der Schreibmaschine) 
der Vorsitzende des Rates 
Heinrich Laufenberg  

08|01 Die Vorsitzenden des  
Arbeiter- und Soldatenrats  
Heinrich Laufenberg (li.) und  
Wilhelm Heise im Dezember 
1918 im Hamburger Rathaus. 
Letzterer war am 8.11.1918  
als Nachfolger Friedrich  
Zellers zum Vorsitzenden des 
Soldatenrats gewählt worden. ©
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09 »… WIRD JETZT JEDE  
FRAU ERWACHEN« 
Hamburgerinnen zwischen neuen Chancen  
und alten Rollenbildern

»Die Umwälzung ist auch auf mich, mein 
Fühlen und Denken übergegangen. Nachdem 
ich lange brav in konservativer Gesinnung 
dahin lebte, ohne jegliche oder doch höchs­
tens schwache politische Anteilnahme, so ist 
das jetzt anders geworden. Aus diesem 
wesenlosen Weltbürgertum wird jetzt jede 
Frau erwachen.« Das schrieb die junge Anni 
Borisch am 24. November 1918 aus Hamburg 
einem Freund (der Brief befindet sich im Ar-
chiv der Forschungsstelle für Zeitgeschichte 
in Hamburg). Die Revolution veränderte tat­
sächlich das Leben vieler Frauen – wenn auch 
manchmal nur theoretisch oder vorüber­
gehend. 

Schon der Krieg hatte erhebliche Auswirkun- 
gen auf ihre Situation gehabt. Bedingt durch 
die Abwesenheit der Männer waren Frauen 
als Arbeiterinnen unentbehrlich geworden. 
Als die Männer aus dem Krieg zurückkehrten, 
drängten sie auf den Arbeitsmarkt und die 
Frauen wurden wieder an den Herd geschickt. 
Bereits Ende 1917 gab es in Hamburg zudem 
fast 9000 Kriegerwitwen. Sie lebten zum Teil 
in großer Armut und waren auf die Wohlfahrt 
angewiesen, was ständige staatliche Kon­
trolle bedeutete. Hinzu kamen rund 23.000 
Kriegswaisen, viele Jugendliche galten als 
»verwahrlost«. Die Schuld daran wurde oft 
den erwerbstätigen und alleinerziehenden 
Müttern gegeben sowie den Soldatenwit­
wen, die aus Not arbeiten mussten.

Für die Arbeiter- und Soldatenräte erhielten 
Frauen das aktive und passive Wahlrecht. 
Allerdings gab es per se keine weiblichen 
Soldaten und die Arbeiterräte schlossen all 
jene aus, die nicht erwerbstätig waren, und 
damit alle Hausfrauen. Auch saßen in den 
Entscheidungsgremien fast nur Männer: Im 

Hamburger Arbeiterrat war Erna Halbe von 
den Links­radikalen (Biografie S.  16) das ein­
zige weibliche Mitglied. Die bürgerliche 
Frauenbewegung wiederum reagierte unter­
schiedlich auf die Revolution. Der radikale 
Flügel begrüßte die Demokratisierung, ver­
urteilte aber jede Gewalt. Dem gemäßigten 
Flügel fiel der Umgang mit den neuen poli­
tischen Verhältnissen zunächst schwerer. Er 
bekannte sich aber ebenfalls zur Republik.

Am 12. November 1918 verkündete der Rat 
der Volksbeauftragten in Berlin das aktive 
und passive Wahlrecht für Frauen im Reich. 
Für die Wahl zur Weimarer Nationalversamm­
lung am 19. Januar 1919 riefen Frauenorga­
nisationen daraufhin die Frauen intensiv auf, 
sich zu beteiligen, um die neue Republik mit­
zubestimmen. In Hamburg engagierte sich 
dafür der Wahlwerbeausschuss Hamburgi­
scher Frauenvereine. 

Dessen vielfältige Maßnahmen (Plakatwer­
bung, Veranstaltun­gen, öffentliche Beratungs­- 
angebote) hatten Erfolg: 90,6 Prozent der 
Hamburger Frauen gingen zur Wahl, 0,2 Pro­
zent mehr als Hamburger Männer. In der ers­
ten demokratisch gewählten Hamburgischen 
Bürgerschaft saßen 168 Männer und 17 
Frauen. Alterspräsidentin war Helene Lange 
von der Deutschen Demokratischen Partei. 
Sie eröffnete am 24. März 1919 die kons­
tituierende Sitzung dieser neuen Bürger­
schaft. In ihrer Rede erwähnte sie auch, wes­
halb gerade Frauen geeignet seien zum Ge­
stalten der neuen Republik: »Wer ein Leben 
lang für Ziele gekämpft hat, die bis zu aller­
letzt in unerreichbarer Zukunft zu liegen 
schienen, der bringt aus diesen Kämpfen  
viel Zuversicht mit zu dem, was man noch 
nicht sieht.«
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LIDA GUSTAVA 
HEYMANN
1868 in Hamburg geboren, 
gründete Lida Gustava 
Heymann mit dem Erbe 
ihres Vaters unter ande- 
rem ein Frauenhaus, 
einen Mittagstisch für 
erwerbstätige Frauen mit 
Kinderhort und eine 
Handelsschule für Mäd- 
chen. Ab 1902 studierte 
sie Sozialwissenschaften 
und engagierte sich in 
der radikalen bürger
lichen Frauenbewegung 
für das Frauenstimmrecht 
und mit Beginn des Ersten 
Weltkriegs für Frieden. 
Sie lebte mit Dr. Anita 
Augspurg zusammen, mit 
der sie 1919 die Inter
nationale Frauenliga für 
Frieden und Freiheit ins 
Leben rief. 1933 flohen 
beide vor dem NS-Regime 
nach Zürich, wo Lida 
Gustava Heymann 1943 
starb. Seit 1950 erinnert 
in Hamburg-Eppendorf 
die Heymannstraße an sie.
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09|01 Flugblatt des Wahlwerbeausschusses Hamburgischer 
Frauenvereine, dessen Geschäftsstelle sich Brandsende 8 
befand, in der damaligen Hamburger Altstadt (Transkription 
s. Aufgabenheft S.  8)     

09|02 Eine Sitzung der Exekutive des  
Arbeiterrats Groß-Hamburg in seinem Büro in 
der Großen Reichenstraße in der Innenstadt   
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09|03 Frauen, die die Eisenbahnverwaltung als Ersatz für kriegsbedingt fehlende Streckenarbeiter eingestellt hatte
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10
Der Senat hatte dem Arbeiter- und Solda
tenrat Unterstützung zugesagt. Doch eine 
diesem untergeordnete, weisungsgebun
dene Behörde wollte er nicht sein. Darin be
stärkten ihn Wirtschaft, MSPD und Gewerk
schaften. Der Machtkampf zwischen den 
alten Führungsschichten, etablierten Arbei
terorganisationen und linken Revolutionä
ren um Laufenberg spitzte sich zu. 

PUTSCHVERSUCH
Anfang Dezember 1918 kam es zu einem 
Putschversuch. Eine Gruppe um den einsti
gen Vorsitzenden des provisorischen Arbei
ter- und Soldatenrats Friedrich Zeller woll- 
te die radikalen Mitglieder des Arbeiter-  
und Soldatenrats durch gemäßigte ersetzen  
und Wahlen ausrufen. Die Polizeibehörde 
im Stadthaus wusste davon, ebenso Redak
teure des MSPD-Blatts Hamburger Echo. 
Doch sie informierten die Regierung nicht. 
Das taten andere. Daraufhin konnte der Ar
beiter- und Soldatenrat die Putschisten bei 
einer Sitzung überraschen und verhaften.  

Bis dahin hatte sich die MSPD zurückgehal
ten. Nun aber versuchte sie, unterstützt von 
den traditionellen politischen und wirtschaft
lichen Eliten der Stadt, die Macht der links
radikalen Mehrheitsfraktion im Arbeiterrat  
gezielt zu schwächen. Dazu baute sie ihre 
Rolle im Soldatenrat aus. Vorbestrafte links
radikale Mitglieder wurden ausgeschlossen, 
ebenso jene, die mehrfach bei den auf 7 Uhr 
morgens verlegten Sitzungen fehlten. Zu den 
Nachrückern zählte Walther Lamp’l, MSPD. 
Als der Soldatenratsvorsitzende Wilhelm 
Heise infolge eines Konflikts mit Laufenberg 
zurücktrat, folgte Lamp’l ihm nach. Damit 
besetzte die MSPD eine Machtposition.

Der Reichsrätekongress, der vom 16. bis 21. 
Dezember 1918 in Berlin stattfand, sah zu
dem Deutschlands Zukunft in einer parla
mentarischen Demokratie und beschloss 
Wahlen zur Nationalversammlung für den 
19. Januar 1919. Damit bestätigte der Kon
gress das MSPD-Konzept und lehnte die links
radikale Idee einer Räterepublik ab. Zugleich 
ignorierte die Reichsregierung den Hambur
ger Arbeiter- und Soldatenrat und kommuni- 
zierte nur noch mit Senat und Bürgerschaft.

WEIHNACHTEN
Auch in Hamburg kehrten nun immer mehr 
Soldaten aus dem Krieg zurück – oft als Inva
liden oder schwer traumatisiert. Das MSPD-
Blatt Hamburger Volkszeitung schrieb: »Der 
ideale Schwung der Novembertage ist einer 
düsteren Resignation gewichen. Dumpf las
tet auf dem deutschen Proletariat die Un-
gewissheit der kommenden Wochen und 
Monate.« 

Nach wie vor litt die Bevölkerung Hunger und 
Not. Wurzelmus mit Fruchtgeschmack von 
Kaufmann Markwardt in Barmbek galt als Mar
melade und kostete trotzdem ein Vermögen. 
An Butter für Weihnachtskekse war nicht zu 
denken. Glücklicherweise zeigte sich der De
zember 1918 ungewöhnlich mild, denn auch 
Heinzmaterial war knapp. Trotzdem führte 
das Ernst-Drucker-Theater auf St. Pauli das 
Weihnachtsmärchen »Schneeweißchen und 
Rosenrot« auf, zeigte das Reform-Kino in 
der Wextraße am Großneumarkt »Hochzeit 
machen, das ist wunderschön«. Und Circus 
Busch am Zirkusweg auf St. Pauli lockte mit 
dem »Wintermärchen« – einem »Prunk-
Ausstattungsstück« mit künstlicher Eisbahn 
und »glanzvollen Lichteffekten«.

DEZEMBER 1918
Die konterrevolutionären Kräfte werden stärker,  
die Linksradikalen verlieren an Einfluss.

WALTER LAMP‘L
Geboren 1891 in Ham
burg, wurde Lamp‘l 1917 
als Soldat schwer verletzt 
und in ein Wandsbeker 
Lazarett gebracht. Von dort 
wurde er im November 
1918 in den Soldatenrat 
entsandt. Dieser wählte 
ihn am 27.12.1918 als 
Nachfolger Wilhelm 
Heises zum Vorsitzenden. 
Für die MSPD brachte 
Lamp‘l beim Reichsräte
kongress im Dezember 
1918 die zehn »Hambur
ger Punkte« ein, die eine 
Abkehr vom Militarismus 
enthielten. 1919 wurde 
er für die SPD in die 
Hamburgische Bürger
schaft gewählt und  
1921 als inzwischen 
promovierter Jurist 
Senator in Altona. Lamp‘l 
starb 1933 in Hamburg. 
1965 wurde ein Weg in 
Altona nach ihm benannt.
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10|01 Die Illustrierte Die Hamburger Woche am 26.12.1918 über den Empfang des aus dem Krieg zurück- 
gekehrten Reserve-Infanterie-Regiments Nr. 76 auf dem Hachmannplatz (Transkription s. Aufgabenheft S. 9)
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11 DER »KRIEG« UM MEINUNGEN 
ODER: DIE MACHT DER BILDER
Die Revolution als Medienereignis und  
die Medien (in) der Revolution

Als die revolutionären Massen am 9. November 1918 in Berlin 
auf die Straße gingen, da zogen sie nicht nur zum kaiserlichen 
Schloss, dem Symbol der Hohenzollernherrschaft, zum Re­
gierungssitz und zum Reichstag, um ihre Forderungen durch­
zusetzen. Sie zogen auch ins Zeitungsviertel und besetz- 
ten die großen Redaktionen und Verlage. Die zweite Abend- 
ausgabe des Berliner Lokal-Anzeigers erschien bereits als 
Die Rote Fahne, als die Zeitung des Spartakusbundes von 
Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg. 

Die Aufständischen im November 1918 waren sich also der 
Bedeutung, ja der Macht der Medien gerade in Umbruch­
zeiten bewusst. Revolutionen der Neuzeit sind einerseits 

gekennzeichnet durch eine explosionsartigen Zunahme  
der Text-, Bild- und mündlichen Medien sowie von einer 
Demokratisierung der politischen Massenkommunikation. 
Andererseits bestehen sie auch selbst aus einer Kette spek- 
takulärer und sensationeller Ereignisse, die erst durch die  
Be­richt­erstattung in den Medien einer größeren Öffent­lich­
keit bekannt gemacht werden.   
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11|01  Die Nachrichten- und Presseabteilung des Arbeiter- 
und Soldatenrats im November 1918 vor dem Caledonia-Haus 
in der Mönckebergstraße, dem heutigen Hammonia-Haus
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Alle politischen Akteure des Herbstes 1918 versuchten 
mithilfe von Medien die Massen zu mobilisieren und die 
öffentliche und veröffentlichte Meinung in ihrem Sinne zu 
beeinflussen. Während Radio und Kino erst in den 1920er-
Jahren eine Rolle spielten, waren Bild- und Druckmedien, 
Flugblätter, Handzettel, Fotopostkarten, Zeitungen und 
Plakate im November 1918 die wichtigsten Massenmedien, 
um beispielsweise Aufrufe, Befehle und Verlautbarungen zu 
verbreiten. Bei Ausbruch der Revolution war es jedoch kein 
Druckerzeugnis, das den Menschen die revolutionären Ereig­
nisse anzeigte. Vielmehr wurde die allgegenwärtige rote 
Fahne zum revolutionären Symbol dafür, dass jetzt die 
Soldaten und Arbeiter die Macht hatten.  

Nach der Zensur in den Kriegsjahren entflammte im No­
vember 1918 ein neuer publizistischer »Krieg« um Medien 
und Meinungen. Eine der ersten Maßnahmen des provisori­
schen Hamburger Arbeiter- und Soldatenrats bestand darin, 
am 7. November 1918 die Zensur formal aufzuheben. 

Im Hinblick auf eine Presse-Infrastruktur mussten die Revolu­
tionskräfte allerdings anders als die Mehrheitssozialisten der 
MSPD auch in Hamburg fast bei Null anfangen. Der Hamburger 
Arbeiter- und Soldatenrat gründete zwar bereits wenige Tage 
nach dem 7. November eine eigene Presseabteilung. Von einer 
zielgerichteten Pressepolitik oder eigenständigen Propagan­
dastrategie war jedoch kaum etwas zu spüren, so der Histo­
riker Olaf Matthes. Um die Bevölkerung zu informieren, ließ 
der Rat anfangs nur Flugblätter und Textplakate an die Tages­
zeitungen zum Abdrucken schicken. Das erste Textplakat vom 
12. November 1918 etwa, mit dem er die Hamburgerinnen 

und Hamburger von der Übernahme der Regierungsgewalt in 
Kenntnis setzte, ließ er an Litfass-Säulen und Straßenecken 
»anschlagen« und zugleich allen Hamburger Tageszeitungen 
zur Veröffent­lichung schicken. 

Außer den von ihnen selbst angefertigten Textplakaten nutz­
ten die Hamburger Revolutionäre aber auch Bildplakate, die 
von professionellen Plakatkünstlern des »Werbedienstes der 
deutschen sozialistischen Republik« in Berlin stammten. De­
ren Botschaften, so noch einmal der Historiker Olaf Matthes, 
waren schon vor den Wahlen zur Nationalversammlung im 
Januar 1919 – als auch in Hamburg eine regelreichte Flut von 
Plakaten, Flugblättern und Handzetteln einsetzte – durch  
die Parole »Ruhe und Ordnung« geprägt, die Reichskanzler 
Ebert und die Regierungssozialisten ausgegeben hatten.                                                                                 

11|02 Das erste offizielle Textplakat des Hamburger 
Arbeiter- und Soldatenrats vom 12.11.1918. Typisch für  
die frühe Revolutionszeit war die sehr einfache Machart:  
ohne Bilder, einfarbig und in Frakturschrift.©
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11|03 Fotopostkarte von Dezember 1918 mit den Gräbern 
der »Opfer der Revolution« auf dem Ohlsdorfer Friedhof. 
Solche Postkarten mit verkleinerten Pressefotos waren das 
Bildmedium, das die Menschen in den Revolutionswochen 
am schnellsten informierte. 

		       Bekanntmachung!
Der Arbeiter- und Soldatenrat hat die Ausübung der politischen 
Gewalt im Hamburgischen Staatsgebiet übernommen. Senat und 
Bürgerschaft bestehen nicht mehr. 

Das Hamburgische Staatsgebiet bildet künftig einen Bestandteil der 
deutschen Volksrepublik.

Die Beamten bleiben auf ihren Posten; die Gehälter werden fortgezahlt.

Das Privateigentum wird geschützt. Für Ruhe und Ordnung wird 
Gewähr geleistet.

Jeder gehe seinem Berufe nach.

Ueber die weitere Gestaltung der Verhältnisse entscheiden die später 
zu schaffenden gesetzgebenden Körperschaften.

Plünderer werden standrechtlich abgeurteilt. 

Der Arbeiter- und Soldatenrat tagt von heute ab im Rathaus in 
Permanenz.

Weitere Bekanntmachungen folgen.

Hamburg, den 12. November 1918.

		  Der Arbeiter- und Soldatenrat.
			   Laufenberg.     W. Heise.
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12 JANUAR–MÄRZ 1919
Die MSPD gewinnt den Machtkampf gegen USPD und 
Linksradikale. »Ruhe und Ordnung« kehren wieder ein. 

Am Neujahrstag 1919 setzte die MSPD ihren 
offenen Machtkampf mit der USPD und den 
Linksradikalen um die Gunst der Arbeiterin
nen und Arbeiter fort. Sie rief auf zu einer 
Demonstration »für die sozialdemokratische 
Regierung Ebert-Scheidemann« auf der Moor- 
weide. USPD und Linksradikale reagierten für 
denselben Tag mit einer Versammlung ge
gen die Regierung auf dem Heiligengeistfeld. 
Die MSPD konnte fast vier Mal so viele Teil
nehmerinnen und Teilnehmer mobilisieren – 
was die MSPD-Zeitung Hamburger Echo mit 
den Worten kommentierte: »Die Massen, 
die wirklichen Massen haben Stellung ge
nommen, und woran nie zu zweifeln war, 
das ist offenbar geworden: sie stehen treu 
zum Banner der Sozialdemokratie.«

In Berlin gründeten zeitgleich um die Jahres
wende 1918/19 Mitglieder des Spartakus
bundes und der Linksradikalen die Kommu
nistische Partei Deutschlands, KPD. Zum 
Vorstand gehörten Rosa Luxemburg und 
Karl Liebknecht vom Spartakusbund.

JANUARAUFSTAND IN BERLIN
Nur wenige Tage später, am 5. Januar, eska
lierte in Berlin die Situation. Linksradikale 
besetzten aus Protest gegen die Entlassung 
des Polizeipräsidenten, eines USPD-Mitglieds, 
die Druckerei des MSPD-Blattes »Vorwärts« 
und andere Verlagshäuser. Noch am Abend 
bildete sich ein »Revolutionsausschuss«. Er 
rief für den folgenden Tag den Generalstreik 
aus. Weitere Aktionen blieben aus, trotz radi- 
kaler Rhetorik. Gleichwohl beschloss die Re
gierung, mit aller Härte zurückzuschlagen. 
»Einer muss der Bluthund werden, ich aber 
scheue die Verantwortung nicht«, rief der 

Volksbeauftragte für Heer und Marine Gustav 
Noske, MSPD. Er stellte mithilfe kaisertreuer 
Offiziere sogenannte Freikorps aus ehemali
gen Soldaten zusammen. Vermittlungsversu
che der USPD scheiterten. »Gewalt kann nur 
mit Gewalt bekämpft werden… Die Stunde 
der Abrechnung naht«, gab der von Reichs
kanzler Ebert, MSPD, geleitete Rat der Volks
beauftragten am 8. Januar auf Flugblättern 
bekannt. Drei Tage später eroberten Regie
rungstruppen die »Vorwärts«-Druckerei und 
alle anderen besetzten Gebäude zurück. Am 
15. Januar 1919 ermordeten Freikorpsange
hörige Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht.

LAUFENBERG TRITT ZURÜCK
In Hamburg hatten MSPD und Gewerkschaf
ten für den 11. Januar erneut zu einer Kund
gebung aufgerufen. Das Motto: »Gegen anar
chistischen Terror, für Freiheit und Frieden, 
für die Sozialdemokratische Partei und die 
Revolution«. Angesichts der massenhaften 
Beteiligung willigte der Arbeiter- und Solda
tenrat in eine Neuwahl des Arbeiterrats ein. 

Am 19. Januar 1919 fand die Wahl zur Natio
nalversammlung statt. Stärkste Partei wurde 
die MSPD. In Hamburg errang sie die absolute 
Mehrheit, die USPD erhielt nur 6,8 Prozent, die 
KPD hatte nicht teilgenommen. Angesichts 
der Niederlage trat der Vorsitzende des Ham
burger Arbeiter- und Soldatenrats Heinrich 
Laufenberg zurück. Ihm folgte Karl Hense, 
MSPD. Auch die Bürgerschaftswahlen am 
16. März 1919 endeten mit der absoluten 
Mehrheit für die MSPD. Der Arbeiter-und 
Soldatenrat dankte daraufhin ab und über
gab die Macht an die Bürgerschaft. Die rote 
Fahne wehte nicht mehr auf dem Rathaus. 
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12|02 Die während der 
Januarunruhen 1919  
mit Stacheldraht abgesperrte 
Talstraße an der Ecke zur 
Reeperbahn auf St. Pauli

12|01 Bewaffnete  
Soldaten im Hamburger 
Rathaus, Januar 1919©
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13 »… WIRD SCHULGELD  
NICHT MEHR ERHOBEN« 
Errungenschaften der Revolution 1918/19

13|01 Frauen bei der Stimmzettelabgabe im Wahllokal Woermannhaus, Große Reichenstraße, am 16.3.1919

Die Revolutionärinnen und Revolutionäre 1918/19 er­
reichten, dass die Monarchie abgeschafft wurde und der 
Kaiser abdanken musste. Erstmals auf deutschem Boden 
entstand am 9. November 1918 mit der Deutschen Repu- 
blik – erst ab 1919 Weimarer Republik genannt – eine par- 
lamentarische Demokratie. Und das nicht durch Reformen 
von oben, sondern weil viele Männer, Frauen und Jugendli-
che vor allem aus der Arbeiterschicht dafür gekämpft hatten, 
oft unter Einsatz ihres Lebens.

Zu den weiteren zentralen Errungenschaften der Revolution, 
die heute selbstverständlich erscheinen, gehören darüber 
hinaus das aktive und das passive Frauenwahlrecht. Die 
Weimarer Reichsverfassung garantierte außerdem die 
Freiheit der Meinungsäußerung in Wort, Schrift und Bild. 

Hinzu kam Pressefreiheit, Aufhebung der Zensur und 
Versammlungsfreiheit.

Außerdem hob der Hamburger Arbeiter- und Soldatenrat am 
7. Januar 1919 den sogenannten Lehrerinnenzölibat auf. Er 
besagte, dass nur unverheiratete Frauen Lehrerin sein durf­
ten. Reichsweit wurde die ursprüngliche Bestimmung jedoch 
im Oktober 1923 wieder eingeführt, um in der Weltwirt­
schaftskrise Arbeits­­plätze für Männer zu schaffen.

Des Weiteren wurden in einem Abkommen zwischen Arbeit­
gebern und Gewerkschaftsvertretern die Gewerkschaften 
als Vertretung der Arbeiterschaft anerkannt und es wurde 
das »Höchstmaß der täglichen regelmäßigen Arbeitszeit« 
für alle Betriebe auf acht Stunden bei vollem Lohnausgleich 
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festgelegt. Außerdem stimmten die Arbeitgeber der Rege­
lung der Arbeitsbedingungen durch Tarifverträge zu. Die Ar­
beiterinnen, Arbeiter und Angestellten erhielten zudem zur 
Wahrnehmung ihrer sozialen und wirtschaftlichen Interes­
sen gesetzliche Vertretungen in Betriebsarbeiterräten sowie 
in nach Wirtschaftsgebieten gegliederten Bezirksarbeiter­
räten und in einem Reichsarbeiterrat. Bis heute blieben die 
Betriebs- und Personalräte sowie die Elternräte erhalten. 
Schon während der Revolution scheiterte der Versuch, 
Frauenräte zu etablieren, an der MSPD. 

Teilweise neu geregelt wurde auch das Verhältnis von Kirche 
und Staat. Die Weimarer Nationalversammlung verankerte 
1919 in der Reichsverfassung Religionsfreiheit, weltanschau­
liche Neutralität des Staates und Selbstbestimmung aller 
Religionsgemeinschaften. Im Rahmen der Trennung von Staat 
und Kirche erleichterte der Hamburger Arbeiter- und Solda­
tenrat zudem den Austritt aus einer Religionsgemeinschaft 
und schaffte die Kirchensteuer sowie zum 1. Januar 1919 
den Religionsunterricht ab. Knapp zwei Jahre später hob das 
Reichsgericht letztgenannten Beschluss jedoch wieder auf, 
weil er unvereinbar mit der Weimarer Reichsverfassung sei. 

Von den vom Hamburger Arbeiter- und Soldatenrat  erlasse­
nen 135 Verordnungen erklärte die neu gewählte Bürger­
schaft einige wichtige bis Februar 1921 für rechtsverbind­
lich. Dazu gehörten vor allem jene zu arbeitsrechtlichen und 
zu sozialrechtlichen Beschlüssen wie die Unterstützung von 
Arbeitslosen durch das neu errichtete, paritätisch mit Arbeit­
nehmern und Arbeitgebern besetzte Arbeitsamt, die Lohn­
fortzahlung im Streikfall und das im Dezember 1918 über­
arbeitete Gesetz zur Fort­bil­dungs­schul­pflicht. Dieses ver­
pflichtet nun nicht mehr nur alle schulentlassenen Jun­gen, 
sondern auch alle Mädchen unter 18 Jahren dazu, eine Fort­
bildungsschule (Berufsschule) zu besuchen – unabhängig 
davon, ob sie einer Arbeit nachgingen oder erwerbslos waren.

Mit dem Einheitsschulgesetz vom Mai 1919 führte die neu­
gewählte Hamburger Bürgerschaft darüber hinaus eine für 
alle verbindliche vierjährige Grundschule ein. Auch war  
der Besuch der Volksschule fortan kostenlos, Schulgeld 
wurde nicht mehr erhoben. Ein weiteres Gesetz legte fest, 
dass Lehrkörper und Elternrat die Schulen verwalteten und 
den Schulleiter wählten. 

Im März 1919 wurde zudem die Hamburgische Universität 
gegründet, in der das Hamburgische Kolonialinstitut aufging. 
Die Universität sollte es im Sinne der Demokratie »allen 
Gliedern des Volkes« ermöglichen, »diejenigen Geistesfähig­
keiten zu erwerben, die sie für wünschenswert halten«. Zu 
diesem Zweck wurden im gleichen Beschluss zusätzlich eine 
Volkshochschule und »volkstümliche Vorlesungskurse« 
eingerichtet. 

 

13|02 Die 1919 gegründete Hamburgische 
Universität an der Edmund-Siemers-Allee  
am Dammtor auf einer Postkarte aus den  
1920er-Jahren 
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13|03 Am 6.11.1918 wurde das Hamburger  
öffentliche Arbeitsamt gegründet. Die Arbeits- 
losigkeit stieg nach Kriegsende stark an –  
von wenigen Tausend Arbeitslosen im Oktober  
1918 auf rund 75.000 im Januar 1919.  
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14 1789 – 1917 – 1918 – 1989
Revolution! Revolution? – Ein Diskussionsansatz

»Mit dieser Revolution mochte sich kaum 
mehr jemand identifizieren, nicht einmal die 
Sozialdemokraten, die von der politischen 
Rechten und später den Nationalsozialisten 
als ›Novemberverbrecher‹ diffamiert wurden. 
So wurde der November 1918 nicht zum 
Gründungsmythos der Weimarer Republik, 
und in ihrer Schlussphase, erst recht nach ih
rem Scheitern, verstärkten sich die Zweifel, 
ob das, was sich in ihrer Geburtsstunde zu
getragen hatte, überhaupt den Namen einer 
Revolution verdiente.« So beschreibt der His
toriker Volker Ulrich die in Deutschland bis 
1945 vorherrschende Sicht auf die Umbrüche 
1918/19 und bezeichnet diese rückblickend 
als »halbe Revolution«.

Auch der Zeitzeuge Theodor Wolff, Chefre
dakteur des liberalen Berliner Tageblatts, der 
am 10. November 1918 noch begeistert von 
der »größten aller Revolutionen« schrieb, 
resümierte 1936 in seinen Erinnerungen er
nüchtert: »Unter dem Novemberrock schlug 
selten ein revolutionäres Herz.« Sebastian 
Haffner wiederum, Publizist und Historiker 

sowie ebenfalls Zeitzeuge, fasste 1968 die 
Geschehnisse rückblickend unter dem Titel 
»Die verratene Revolution« zusammen. 

Handelte es sich bei den Ereignissen in Ham
burg von November 1918 bis März 1919 also 
wirklich um eine Revolution? Vergleichbar mit 
jener 1789 in Frankreich oder jenen 1905 und 
1917 in Russland oder, bezogen auf Deutsch
land, mit der »Wende« in der DDR 1989, die 
oft als »friedliche Revolution« bezeichnet 
wird? War es wirklich eine »grundlegende, 
meist plötzliche Umgestaltung der politisch-
sozialen Verhältnisse, in der Regel unter An
wendung von Gewalt«, so die Definition von 
Revolution im Lexikon der Politik von 1995? 

Um die in der Vergangenheit auch fast im
mer politisch aufgeladene Deutung der Ge
schehnisse 1918/19 zu versachlichen, be
vorzugt der Historiker Alexander Gallus zur 
Untersuchung der Zusammenhänge den Be
griff »Transformation«. Dieser bezeichnet in 
der vergleichenden Politikwissenschaft den 
Vorgang der grundlegenden Veränderung 
eines politischen Systems und gegebenen
falls auch der gesellschaftlichen und wirt
schaftlichen Ordnung. Hilfreicher sei es, so 
Gallus, die Ursachen für das Ende des alten 
Regimes, die Übergänge zum neuen und 
dessen Konsolidierung zu analysieren und 
die Jahreswende 1918/19 als »historische 
Situation voller Lebendigkeit und Risiken 
gleichermaßen zu erkennen, die von den 
Zeitgenossen verlangte, Widersprüche und 
Widrigkeiten auszuhalten«.

14|01 Holzschnitt von Herbert Anger; 
Titelblatt zu »Die Aktion«, Sonderheft 
»Revolution« vom 15.11.1919©
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